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§ 3
Zulassungsanträge sind in doppelter Ausfertigung an 

die Staatliche Bauaufsicht im Ministerium für Bauwe­
sen bzw. bei Zulassungsanträgen gemäß § 1 Abs. 3 an 
die Staatliche Bauaufsicht in den Bezirksbauämtern zu 
richten.

§ 4
Zülassungsanträge müssen alle zur technischen und 

wirtschaftlichen Beurteilung erforderlichen Nachweise 
und die Erläuterung und Abgrenzung ihrer Verwend­
barkeit enthalten.

§ 5
(1) Die Staatliche Bauaufsicht im Ministerium für Bau­

wesen übergibt die Zulassungsanträge der Deutschen 
Bauakademie, die als wissenschaftliche Institution des 
Bauwesens die Zulassungsanträge zu prüfen und die 
erforderlichen Abstimmungen vorzunehmen hat. Die 
Deutsche Bauakademie arbeitet den Entwurf für eine 
Zulassung oder für die Begründung einer Ablehnung 
des Zulassungsantrages aus und übergibt diesen der 
Staatlichen Bauaufsicht im Ministerium für Bauwesen.

(2) Bevor die Staatliche Bauaufsicht im Ministerium 
für Bauwesen endgültig über den Zulassungsantrag ent­
scheidet, wird er im Sachverständigenausschuß beraten.

(3) Dem Sachverständigenausschuß gehören aner­
kannte Fachleute aus Wissenschaft und Technik und 
Vertreter des Deutschen Amtes für Material- und Wa­
renprüfung (DAMW), anderer staatlicher Organe, volks­
eigener Betriebe und gesellschaftlicher Organisationen 
an. Die Mitglieder des Sachverständigenausschusses 
werden vom Minister für Bauwesen für die ständige 
oder zeitweilige ehrenamtliche Mitarbeit im Sachver­
ständigenausschuß berufen und abberufen.

(4) Den Vorsitz im Sachverständigenausschuß führt 
der Leiter der Staatlichen Bauaufsicht im Ministerium 
für Bauwesen oder ein von ihm Beauftragter.

(5) Die physikalische und chemische Eignung und die 
bautechnische Brauchbarkeit der Baustoffe und die 
Wirksamkeit der Bauweisen sind vom Antragsteller 
nachzuweisen. Der Vorsitzende des Sachverständigen­
ausschusses kann die Bestätigung dieses Nach-weises 
durch das DAMW fordern.

§ 6
(1) Der Antragsteller erhält über die Zulassung eine 

Urkunde der Staatlichen Bauaufsicht im Ministerium 
für Bauwesen. Die Gültigkeitsdauer, die in der Regel 
5 Jahre beträgt, ist in der Zulassungsurkunde anzu­
geben.

(2) Der Antragsteller hat 50 Vervielfältigungen der 
Zulassungsurkunde mit den dazugehörigen zeichne­
rischen Unterlagen spätestens 4 Wochen nach Aushän­
digung der Zulassungsurkunde der Staatlichen Bau­
aufsicht im Ministerium für Bauwesen zu übergeben.

(3) Vervielfältigungen der Zulassungsurkunden dür­
fen nur im ganzen und nicht auszugsweise erfolgen. 
Der Staatlichen Bauaufsicht ist auf Verlangen die Ori­
ginalurkunde oder eine beglaubigte Abschrift oder Foto­
kopie vorzulegen.

§ 7
(1) Das Zulassungsverfahren ist für staatliche Organe 

und volkseigene Betriebe und deren Mitarbeiter gebüh­
renfrei. Alle übrigen Antragsteller haben für die Be­

arbeitung des Zuiassungsanfrages eine Verwaltungs­
gebühr zwischen 50 DM und 500 DM an das Ministe­
rium für Bauwesen zu entrichten. Kosten für die Ent­
nahme von Proben, für Prüfzeugnisse des DAMW und 
mit der Prüfung verbundene Material- und Reisekosten 
werden gesondert in Rechnung gestellt.

(2) Die Gebühr ist auch bei Ablehnung des Zulas­
sungsantrages zu entrichten.

(3) Für die Verlängerung der Gültigkeitsdauer einer 
erteilten Zulassung werden 10 % der Erstgfebühren er­
hoben.

§ 8

(1) Die Zulassungen der Staatlichen Bauaufsicht im 
Ministerium für Bauwesen gelten für das gesamte Ge­
biet oder für Teile des Gebietes der Deutschen Demo­
kratischen Republik.

(2) Die Zulassung befreit nicht von der Verpflichtung, 
entsprechend den Bestimmungen der Deutschen Bau­
ordnung (DBO) vom 2. Oktober 1953 (Sonderdruck 
Nr. 287 des Gesetzblattes) eine Baugenehmigung oder 
die Zustimmung zu einer Bauanzeige einzuholen. Sie 
befreit die Staatliche Bauaufsicht von der grundsätz­
lichen Prüfung des Baustoffes, Bauelementes oder der 
Bauweise, jedoch nicht von der Pflicht, die Einhaltung 
der Zulassungsbedingungen zu überwachen. Soweit эіпе 
statische Berechnung erforderlich ist, ist diese auf ihre 
Richtigkeit zu prüfen.

(3) Die Zulassung wird unter dem Vorbehalt jeder­
zeitigen Widerrufs erteilt und kann an Bedingungen 
und Au Hagen gebunden werden. Der Widerruf erfolgt, 
wenn neuentwickelte Baustoffe. Bauelemente und Bau­
weisen wirtschaftlicher als zugelassene ähnlicher Art 
sind oder wenn die Bedingungen oder Auflagen nicht 
eingehalten werden oder wenn sich die zugelassenen 
Baustoffe, Bauelemente und Bauweisen nicht bewähren.

(4) Zugelassene Baustoffe. Bauelemente und Bauwei­
sen unterliegen der Probenvorlagepflicht bzw. An­
meldepflicht nach der Verordnung vom 8 September 
I960 über die staatliche Material- und Warenprüfung 
in der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I
S. 516) und der Anordnung Nr. I vom 3 Mai 1960 über 
die Anmelde- und Prüfpflicht von Erzeugnissen auf dem 
Gebiet der Material- und Warenprüfung (Sonderdruck 
Nr. 316 des Gesetzblattes).

(5) Werden Nachprüfungen infolge mangelhafter oder 
von den Zulassungsbedingungen abweichender Herstel­
lung notwendig, so sind die Kosten für die Nachprü­
fung vom Zulassungsinhaber oder demjenigen zu tra­
gen, der die Baustoffe oder Bauelemente herstellt oder 
die Bauweisen .ausführt.

§ 9

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. März 
1962 in Kraft.

Berlin, den 11. Januar 1962

Der Minister für Bauwesen
S c h o l z


